
�

�

�

�

�

�

�

�

�

�

�

�

�

�

�

�

�

�

�

�

�

�

&KULVWRSK�%XWWHUZHJJH�

+DUW]�JHVWHUQ�±�+DUW]�KHXWH�
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Diskussionen über das „Zweite SGB-II-Änderungsgesetz“, das „Hartz-IV-
Fortentwicklungsgesetz“ und die Forderung mancher Politiker der Union nach einer 
Generalrevision von „Hartz IV“ haben den Namen Peter Hartz wieder stärker ins öffentliche 
Gedächtnis gerufen, obwohl es „Hartz V“ als Bezeichnung für ein weiteres Gesetzespaket nie 
mehr geben wird. Denn sein Träger, der frühere Personalvorstand des größten 
Automobilkonzerns in Europa und Leiter der Kommission „Moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt“, steht aufgrund der Verwicklung in den sog. VW-Skandal um „Lustreisen“ für 
Manager wie Betriebsräte mit einem Bein im Gefängnis, und die nach ihm benannte 
Arbeitsmarktreform gilt als gescheitert (vgl. hierzu: Butterwegge, 2006: 184-202). Hier soll 
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weder er als Person noch sein Konzept im Mittelpunkt stehen, sondern ein Namensvetter, der 
zwar nicht mit ihm verwandt oder verschwägert, aber in seiner Eigenschaft als geistiger 
Vorläufer heutiger und Pionier während der Weimarer Republik entwickelter Reformpläne 
sehr interessant war. 
 

+DUW]�LQ�:HLPDU�±�HLQ�KLVWRULVFKHU�5�FNEOLFN�

 

Schon bevor die Weltwirtschaftskrise 1929/32 das Sozialsystem der Weimarer Republik bis 
ins Mark erschütterte, traten Kritiker des Wohlfahrtsstaates auf den Plan, die seine 
Leistungsfähigkeit in Zweifel zogen und – ganz ähnlich wie heute – statt öffentlicher 
Verantwortung für die Hilfesuchenden mehr Privatinitiative forderten. Einer davon hieß – 
man höre und staune – Gustav Hartz, gehörte der DNVP an und war 1924 für ein paar Monate 
Reichstagsabgeordneter. Im Dezember 1928 erschien sein Buch „Irrwege der deutschen 
Sozialpolitik und der Weg zur sozialen Freiheit“, das Furore machte, häufig rezensiert und 
heftig kritisiert wurde. 
 

In seinem Buch stellte Gustav Hartz (1928: 18) viele Fragen, die heute neoliberalen Kritikern 
des Sozialstaates auf den Nägeln brennen, auch wenn er noch nicht dieselben Antworten (z.B. 
Einführung der Praxisgebühr) wie sie gab: „Geht man nicht bedenkenlos ein dutzendmal zum 
Arzt, wenn einmal genügte – nur weil es die Kasse bezahlt?“ Hartz sah überall „Faulenzer 
und Drückeberger“ den Sozialstaat plündern, für die „kein denkender Arbeiter einen Pfennig 
Arbeitslosenbeiträge bezahlen“ (ebd.: 80) wolle. Überhaupt stelle der damals gerade erst 
geschaffene Versicherungszweig für die Lohnarbeiter „kein gutes Geschäft“ (ebd.: 81) dar. 
Um „den Mißbrauch der ungerechten und unnötigen Inanspruchnahme“ unterbinden zu 
können bzw. „asoziale Elemente“ (bei Hartz in Anführungszeichen) nicht mehr „auf 
allgemeine Unkosten reisen“ zu lassen, wollte Gustav Hartz (1929: 21) die Hilfe auf 
Bedürftige konzentrieren, was er sozialdarwinistisch begründete: „Eine soziale Politik darf 
nicht mit der Sorge um die Kranken, Invaliden, Witwen, Waisen und Arbeitslosen die 
Förderung der Lebenstüchtigen, Leistungsfähigen und Arbeitenden vergessen.“ 
 
Wortreich klagte Gustav Hartz (1928: 141) über „die Bleigewichte des Bürokratismus“, 
kritisierte angeblich viel zu hohe Verwaltungskosten der Sozialversicherung und forderte eine 
Abkehr von dem Glauben, „daß der Staat alles selber machen muß.“ Hartz (1930: 8) fühlte 
sich als mutiger Kritiker, der einer Front mächtiger Verteidiger des „jetzigen erstarrten 
Systems“ gegenüberstand. Die damalige prekäre Situation der Sozialversicherung erschien 
ihm als Finanz-, mehr noch als Vertrauenskrise, welche alle Beteiligten erfasst habe (vgl. 
ebd.: 13). Einer der Lieblingsbegriffe, die Hartz ständig verwendete, hieß „Reform“. 
Manchmal sprach er allerdings von einer „Revolution“, um damit grundlegende 
Veränderungen des Systems zu kennzeichnen, die seiner Meinung nach unabdingbar waren. 
 
Gustav Hartz tat, was damals eher ungewöhnlich war: Er fragte, welche Rendite die 
Zahlungen der Arbeitnehmer in die Sozialversicherung abwarfen und ob eine selbst 
angesparte, kapitalgedeckte Rente nicht mehr Gewinn verspreche. Außerdem machte sich 
Hartz – hiermit gleichfalls modern wirkend – für „eigenverantwortliche Selbsthilfe“ der 
Arbeitnehmer stark. In den Vordergrund rückte Hartz die „Eigenverantwortung“, von der man 
heute wieder häufig spricht, um damit zu bemänteln, dass sich Ämter und Behörden immer 
mehr aus der Verantwortung stehlen, die ihnen das Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes 
auferlegt. Die „staatliche Zwangsversicherung“ wollte Hartz (1928: 134) abschaffen und ein 
System der privaten Vorsorge errichten, das auf Zwangssparen hinauslief. Hiervon versprach 



 3 

sich Hartz einen Mentalitätswandel, der die abhängig Beschäftigten mit dem bestehenden 
Wirtschaftssystem aussöhnen sollte: „Es erscheint mir fraglos, daß eine ganz andere 
Auffassung bei den Arbeitnehmern über den Wert des Kapitals und bezüglich der 
Verantwortung für seinen Verbrauch und seine Mehrung entstehen muß, wenn jeder das 
Wachsen seines Kapitals täglich bzw. wöchentlich vor Augen hat.“ (ebd.: 204) Hier liegt eine 
Hauptgemeinsamkeit zwischen Gustav und Peter Hartz: Beide wollten die Arbeiterschaft in 
das kapitalistische Gesellschaftssystem integrieren – sei es durch die Bildung von Eigentum, 
sei es durch relativ hohe Löhne für die Stammbelegschaften (VW-Haustarifvertrag) und eine 
bis zur Korruption reichende Privilegierung ihrer führenden Repräsentanten (Luxus- bzw. 
Lustreisen für einzelne Betriebsräte). 
 
Klar war Gustav Hartz, dass Übergangsschwierigkeiten nicht zu vermeiden sein würden, was 
er aber in Kauf nehmen zu müssen glaubte – heute würde man in diesem Zusammenhang von 
„schmerzhaften Reformen“ sprechen und sie mit diesem Argument gerade als notwendige 
Radikalkur empfehlen. Die „grundstürzende Änderung“ benötige „eine gehörige Portion Mut 
beim Gesetzgeber“, damit dieser nicht vor den vielen zu erwartenden „Wenns“ und „Abers“ 
zurückschrecke, befand Gustav Hartz (1928: 193). 75 Jahre später bildete „Mut zur 
Veränderung“ das Motto der Agenda 2010. Warum es zwangsläufig zu „sozialen Härten“ 
komme, erläuterte Hartz (ebd.: 194) anhand des folgenden Beispiels, das bei der Einführung 
der kapitalgedeckten Riester-Rente gleichfalls zu hören war: „Einem im vorgeschrittenen 
Alter von etwa 40 bis 50 Jahren stehenden Arbeitnehmer bleibt nicht mehr Zeit genug, um mit 
der Ersparung seiner Sozialbeiträge ein für Alter und Krankheit ausreichendes Sparkapital 
zusammenzubringen.“  
 
$Q� GLH� 6WHOOH� GHU� 6R]LDOYHUVLFKHUXQJ�
ZROOWH� *XVWDY� +DUW]� ÄVR]LDOH�
*HPHLQVFKDIWHQ³� �*HZHUNVFKDIWHQ��
$UEHLWJHEHUYHUElQGH��*HQRVVHQVFKDIWHQ��
5HOLJLRQVJHPHLQVFKDIWHQ� XVZ��� PLW� YRQ�
LKQHQ� EHWULHEHQHQ� Ä6R]LDOVSDUNDVVHQ³�
WUHWHQ� ODVVHQ�� 'LH� HLQHQ� =DQNDSIHO� GHU�
3ROLWLN�ELOGHQGHQ�$UEHLWJHEHUEHLWUlJH�]XU�
6R]LDOYHUVLFKHUXQJ� VROOWHQ� GHP�
%UXWWRORKQ� ]XJHVFKODJHQ�� GDYRQ� ���
3UR]HQW� DOV� 6SDUEHWUDJ� DEJHI�KUW�
ZHUGHQ�� +DUW]� ������� ���� KRIIWH�� GLHV�
Z�UGH� ]XU� )ROJH� KDEHQ�� GDVV� GHU�
VWlQGLJH� 6WUHLW� �EHU� GLH� ÄVR]LDOH�
%HODVWXQJ� GHU� :LUWVFKDIW³� �KHXWH� KLH�H�
HV��GLH�([SORVLRQ�GHU�/RKQQHEHQNRVWHQ��
XQWHUEOLHEH��8QNODU�EOLHE��ZLH�HLQ�:HJIDOO�
GHU� $UEHLWJHEHUEHLWUlJH� DQJHVLFKWV� GHV�
0DFKWYRUVSUXQJV�GHU�8QWHUQHKPHU�GXUFK�
/RKQ�� XQG� *HKDOWVVWHLJHUXQJHQ�
NRPSHQVLHUW� ZHUGHQ� VROOWH�� $XFK�Z�UGH�
VLFK� GHU� GXUFK� GLH� +LQZHLVH� DXI�
�EHUK|KWH�� LP� :HOWPD�VWDE� QLFKW�
ÄNRQNXUUHQ]IlKLJH³� /RKQQHEHQNRVWHQ�
HQWIDFKWH�'UXFN�GHV�.DSLWDOV�QXU�DQGHUH�

.DQlOH� ]XU� (QWODGXQJ� VXFKHQ��6WDWW�GHU�
3HUVRQDO]XVDW]�� VW�QGHQ� YHUPXWOLFK� GLH�
/RKQNRVWHQ�GDQQ�VHOEVW�QRFK�VWlUNHU�DOV�
ELVKHU�LP�%UHQQSXQNW�YRQ�.DPSDJQHQ��
�
)�U�GLH�(QGH�GHU���HU��$QIDQJ�GHU���HU�
-DKUH� GUDVWLVFK� ZDFKVHQGH�
$UEHLWVORVLJNHLW�PDFKWH�*XVWDY�+DUW]�GLH�
:HLPDUHU� 5HSXEOLN�� LKU� ÄXQIlKLJHV�
SROLWLVFKHV� 6\VWHP³� XQG� GDV� $XVODQG�
YHUDQWZRUWOLFK��'XUFK�DOO�VHLQH�6FKULIWHQ�
]RJHQ� VLFK� UDVVLVWLVFKH� .OLVFKHHV��
DQWLVHPLWLVFKH� 6WHUHRW\SHQ� XQG� HLQ� I�U�
GLH� GDPDOLJH� =HLW� W\SLVFKHU�
.XOWXUSHVVLPLVPXV�� ZLH� IROJHQGHV�
%HLVSLHO� ]HLJW�� Ä,Q� GHQ� .RQ]HUWNDIIHHV�
GHU� *UR�VWlGWH� VSLHOHQ� 1LJJHU�� XQG�
DQGHUH� $XVODQGVNDSHOOHQ�� ZlKUHQG� GHU�
GHXWVFKH�0XVLNHU�YHUKXQJHUW��SROQLVFKH�
%HUJDUEHLWHU�QHKPHQ�XQVHUHQ�GHXWVFKHQ�
$UEHLWHUQ� GLH� $UEHLW� ZHJ�� ZlKUHQG� GLH�
3ROHQ� XQVHUH� GHXWVFKHQ� %U�GHU� LQ�
2EHUVFKOHVLHQ�]X�7RGH�SU�JHOQ�³���+DUW]��
������ ����

 
 
Von den Erwerbslosen sprach Gustav Hartz (1928: 199) – in gewisser Weise entsprechende 
Gedanken seines berühmten Namensvetters vorwegnehmend – als „Kunden“ (noch in 
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Anführungszeichen), die sich nach ihrer Entlassung „sofort bei der Arbeitsvermittlung zu 
melden“ hätten, damit diese sie kennen lerne und „die beste Kontrolle“ habe. 
Hartz (1932: 194) wandte sich sowohl gegen Forderungen der Freien Gewerkschaften nach 
einer Verkürzung der Wochenarbeitszeit wie auch gegen (überhöhte) Sozialtransfers für 
Erwerbslose: 
 
Ä(V� LVW� HLQ�JHUDGH]X�DEVXUGHU�*HGDQNH��
GHU�$UEHLWVORVLJNHLW�PLW�8QWHUVW�W]XQJV�
OHLVWXQJHQ� ]X� EHJHJQHQ� RGHU� VLH� GDPLW�
DXFK� QXU� PLOGHUQ� ]X� ZROOHQ�� (V� LVW� HLQ�
DEVXUGHU�*HGDQNH��GLH�QRFK�YRUKDQGHQH�
$UEHLW� GXUFK� 9HUN�U]XQJ�GHU�$UEHLWV]HLW�

DXI� P|JOLFKVW� YLHOH� 0HQVFKHQ� YHUWHLOHQ�
]X�ZROOHQ��HLQ�*HGDQNH��GHU�VLFK�Z�UGLJ�
GHU� YRP� 0DU[LVPXV� YHUEUHLWHWHQ�
0HLQXQJ� DQVFKOLH�W�� GDVV� GHU� (LQ]HOQH�
P|JOLFKVW� ZHQLJ� DUEHLWH�� GDPLW� HU�
DQGHUHQ�GLH�$UEHLW�QLFKW�ZHJQlKPH�³�

 
Stattdessen plädierte Hartz für Aufrüstung („Wiedergewinnung unserer Wehrhoheit“) und 

eine allgemeine Arbeitsdienstpflicht der Jugend. Um der ihnen gesetzlich auferlegten 
Sparpflicht nachkommen und genügend Kapital im Rahmen der Sozialkassen ansparen zu 
können, sollten die Arbeitnehmer/innen laut Hartz (1928: 109) täglich mindestens 9 Stunden 
im Büro oder Betrieb verbringen: „Eine Stunde Mehrarbeit am Tage, als Sparstunde genützt, 
würde weit sozialer wirken, als der Achtstundentag je an sozialer Wirkung zeitigen kann.“ 

In seinem als Fortsetzung der „Irrwege“ konzipierten Buch „Die national-soziale 
Revolution“, das gegen Ende des Jahres 1932 erschien, führte Gustav Hartz die Krise des von 
ihm „kollektivistisch“ genannten Sozialversicherungssystems auf demografische 
Veränderungen zurück. Immer mehr stark besetzte Jahrgänge rückten in die oberen 
Lebensaltersstufen ein, wie Bevölkerungswissenschaftler auch damals konstatierten: „Diese 
‚Vergreisung‘ unseres Volkes hat eine dauernd steigende Zahl der Rentner und eine 
fortgesetzt steigende Rentenzahlungsdauer und absinkenden Beitragseingang im Gefolge.“ 
(Hartz, 1932: 148) Man erlebe gerade das Vorspiel einer Tragödie, meinte Hartz weiter: „In 
einer Reihe von Jahren sind nicht mehr genug junge beitragszahlende Menschen da, die in der 
Lage sind, die Summen aufzubringen, die zur Ernährung einer immer größer werdenden Zahl 
von Alten und Invaliden nötig werden.“ (ebd.) Entweder müssten die Beiträge um nahezu das 
Doppelte steigen oder die Renten um etwa die Hälfte sinken. Als ein möglicher Ausweg 
erschien Hartz der systematische Aufbau individuell-familiärer Vorsorge, gekoppelt an die 
Pflicht zur Selbsthilfe und die persönliche Eigenverantwortung. 

Zudem hielt Hartz (1928: 137 f.) eine „Höherbesteuerung der Ledigen und Kinderlosen“ 
für sinnvoll, die zu fordern man nicht wage, weil „der Mut zu einer positiven 
Bevölkerungspolitik“ fehle. Hans-Werner Sinn, Präsident des ifo Instituts für 
Wirtschaftsforschung an der Universität München, setzt heute gleichfalls auf eine aktive 
Bevölkerungspolitik zur Problembewältigung: 
 
Ä:HQQ�HV�JHOlQJH��GLH�*HEXUWHQUDWHQ�DXI�
HLQ� 1LYHDX� DQ]XKHEHQ�� ZLH� HV� HLQH�
VWDWLRQlUH� %HY|ONHUXQJ� NHQQ]HLFKQHW��
GDQQ� OLH�H� VLFK� GLH� %HY|ONHUXQJ�
DOOPlKOLFK� ZLHGHU� YHUM�QJHQ�� 'DV�
5HQWHQSUREOHP� Z�UGH� VLFK� O|VHQ�� GHU�

$UEHLWVPDUNW� Z�UGH� VWDELOLVLHUW�� XQG�
XQVHU� /DQG� Z�UGH� ZLHGHU� ]X� GHU�
'\QDPLN� EHL� GHU� :LUWVFKDIW� XQG�
:LVVHQVFKDIW� ]XU�FNNHKUHQ�� GLH� HV�
HLQPDO�EHVD��³��6LQQ������������I���

 
Um dieses Ziel zu erreichen, will Sinn die Fertilitätsrate mittels finanzieller Anreize für 
Familien, aber auch mittels gezielter Sanktionen für Kinderlose steigern. Sinn empfiehlt die 
Staffelung von Altersrenten nach der Kinderzahl und eine Rentenkürzung für Kinderlose auf 
die Hälfte der „normalen“ Höhe: „Wer keine Kinder hat und insofern zu wenig tut, um seine 
eigene Rente im Umlagesystem zu sichern, muss die Konsequenzen tragen und selbst auf dem 
Wege der Ersparnis für Ersatz sorgen.“ (ebd.: 393) 75 Jahre vorher schrieb Gustav Hartz 
(1928: 138) ganz ähnlich klingende Sätze, die – dem damaligen Zeitgeist entsprechend – 
mehr Pathos enthielten: 



Ä0LW� DOOHU� 'HXWOLFKNHLW� PX�� MHGHP� ]XP�
%HZX�WVHLQ� JHEUDFKW� ZHUGHQ�� GD�� GLH�
=XNXQIW�XQVHUHV�9RONHV�XQG�5HLFKHV�HLQH�
DXVUHLFKHQGH� XQG� JHVXQGH� .LQGHUVFKDU�
XQG� GD�� GHU� 0HQVFK� LPPHU� QRFK� GDV�
ZHUWYROOVWH� Ã3URGXNWµ� LVW�� :HU� DQ� GHU�

=XNXQIW� XQVHUHV� 9RONHV� GXUFK� HLJHQH�
.LQGHU� NHLQHQ� $QWHLO� KDW� ±� RGHU� KDEHQ�
NDQQ� ±�� GHU� VROO� ZHQLJVWHQV� GLH�
*HJHQZDUW� I�U� GLH� .LQGHUUHLFKHQ�
PDWHULHOO� HUWUlJOLFK� JHVWDOWHQ� KHOIHQ�³

 
Gustav Hartz rückte politisch immer weiter nach rechts. Gleichermaßen den 

„sozialdemokratischen Marxismus“ wie das „bolschewistische Chaos“ fürchtend, suchte er 
nunmehr in einem „zum Kampfe auf Leben und Tod bereite(n) Nationalismus“ das Heil 
(Hartz, 1932: 6). Endziel des „völkischen Freiheitskampf(es)“ sollte der faschistische 
Ständestaat sein, wobei Italien unter Mussolini als Vorbild diente. „Den Weg aus dem 
jetzigen Chaos der Arbeitslosigkeit wird nur ein nationaler Staat finden, der Arbeit und Pflicht 
als Mittel zur nationalen Befreiung und zur Lösung der sozialen Frage dem Volke zum 
Bewusstsein zu bringen vermag.“ (ebd.: 202) Gustav Hartz (1929: 26 f.) sprach nicht vom 
„Umbau“ des Sozialstaates, vielmehr vom „Abbau der Sozialversicherung“ und von einer 
staatlichen Neuordnung, die einen „Sozialstaat des Willens und der Tat“ hervorbringen sollte. 

Dass die „Sozialstaatsreformer“ damals und heute denselben Familiennamen hatten, mutet 
wie ein Treppenwitz der Geschichte an. Über bis zu der eher kuriosen Namensgleichheit von 
Hauptakteuren reichenden Gemeinsamkeiten dürfen wichtige Unterschiede zwischen 
Gegenwart und Vergangenheit jedoch nicht übersehen werden. Es gab in der Weimarer 
Republik nur einen ansatzweise entwickelten Wohlfahrtsstaat, was für die über 6 Millionen 
offiziell registrierten Erwerbslosen auf dem Höhepunkt der Weltwirtschaftskrise hieß, dass 
ihre Lage viel dramatischer war als die der Betroffenen heute. Sie hatten oft nichts zu essen 
und kein Dach über dem Kopf. Zudem war die Arbeitslosenquote mehr als doppelt so hoch 
und auch die Weltmarktdynamik längst nicht so ausgeprägt wie in der Gegenwart. Während 
die führenden Ökonomen ähnliche Rezepte zur Lösung der Beschäftigungskrise vertraten, 
unterschieden sich die Sozialstruktur und die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse deutlich 
von den aktuell bestehenden Machtkonstellationen. Auch waren die Großunternehmen der 
Zwischenkriegszeit noch nicht annähernd so stark in die Weltwirtschaft integriert wie 
transnationale Konzerne heute. Von der „Globalisierung“ und ihren Folgen für das System der 
sozialen Sicherung war daher noch keine Rede, wenngleich es Anfänge einer 
Internationalisierung der Kapitalmärkte gab und sich die negativen Folgen des „Schwarzen 
Freitags“ an der New Yorker Börse im Oktober 1929 fast überall bemerkbar machten. 
 

:HOWZLUWVFKDIWVNULVH��5HIRUPHQ�GHV�6R]LDOVWDDWHV�XQG�GDV�(QGH�

GHU�'HPRNUDWLH��

 

Während der Weltwirtschaftskrise 1929/33 zerbrach nicht nur der gesellschaftspolitische 
Basiskonsens zwischen den Klassen bzw. deren organisierter Interessenrepräsentanz, den 
Arbeitgeberverbänden und Freien Gewerkschaften, sondern im März 1930 auch die Große 
Koalition, deren beide Flügelparteien keine Einigung über den Weg zur finanziellen 
Konsolidierung der Arbeitslosenversicherung erzielten. Die unternehmernahe DVP bestand 
auf einer Kürzung von Leistungen, wohingegen die SPD-Fraktion im Unterschied zu ihrem 
Reichskanzler Hermann Müller nur eine Anhebung der Beiträge (damaliger Satz: 3,5 Prozent) 
unterstützte. In heutiger Diktion würde man sagen, dass die Beitragssatzstabilität bei den 
bürgerlichen Koalitionären absolute Priorität genoss, weil die Erhöhung der Lohnnebenkosten 
verhindert und die internationale Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Deutschland 
nicht gefährdet werden sollte. 
 
1DFKGHP�PD�JHEOLFKH�.UlIWH�GLH�6R]LDO�
GHPRNUDWLH� DXV� GHU� 5HLFKVUHJLHUXQJ�

YHUGUlQJW� KDWWHQ�� ZDU� GLH� 5HFKWVHQW�
ZLFNOXQJ� GHV�:HLPDUHU� 6WDDWHV� YRUSUR�
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JUDPPLHUW��,Q�N�U]HU�ZHUGHQGHQ�$EVWlQ�
GHQ�IROJWHQ�GHU�5HJLHUXQJ�0�OOHU�LPPHU�
ZHQLJHU� OHJLWLPLHUWH� �3UlVLGLDO��.DEL�
QHWWH��GLH�]ZDU�NHLQ�.RQ]HSW�]XU�.ULVHQ�
EHZlOWLJXQJ� KDWWHQ�� DEHU� GLH� VR]LDOHQ�
*UXQGUHFKWH� GHU� $UEHLWQHKPHU�LQQHQ�
XQG� (UZHUEVORVHQ� PLW� UDVDQWHP� 7HPSR�
EHVFKQLWWHQ� VRZLH� GHQ� :RKOIDKUWVVWDDW�
XQG� GLH� 'HPRNUDWLH� GHPRQWLHUWHQ�� 0DQ�
KDW�U�FNEOLFNHQG�GHQ�(LQGUXFN��GDVV�GLH�
:HLPDUHU�5HSXEOLN�XQG�LKU�6R]LDOV\VWHP�
EHZXVVW� ]XJUXQGH� JHULFKWHW� ZXUGHQ��
ZREHL� GLH� Ä5HIRUP� GHU� $UEHLWVORVHQ�
YHUVLFKHUXQJ³� JDQ]� REHQ� DXI� GHU� SROLWL�
VFKHQ� $JHQGD� VWDQG�� ,Q�ZHQLJHU� DOV� ���
0RQDWHQ� ZXUGHQ� GLH� /HLVWXQJHQ� GHU�
$UEHLWVORVHQYHUVLFKHUXQJ� VR� VWDUN� EH�
VFKQLWWHQ��GLH�$QVSUXFKVYRUDXVVHW]XQJHQ�
GHUDUW� YHUVFKlUIW� XQG� GLH� %H]XJV]HLWHQ�
VR� PDVVLY� YHUN�U]W�� GDVV� JDQ]H� 3HUVR�
QHQJUXSSHQ� �-XJHQGOLFKH� XQG� YHUKHLUD�
WHWH�)UDXHQ���EHUKDXSW�NHLQHQ�$QVSUXFK�
DXI� ILQDQ]LHOOH� 8QWHUVW�W]XQJ�PHKU� KDW�
WHQ� XQG� GLH� �EULJHQ� K|FKVWHQV� QRFK� ��
:RFKHQ� ODQJ� LQ� GHUHQ� *HQXVV� NDPHQ��
Ä'DV�9HUVLFKHUXQJVSULQ]LS�ZDU�VRPLW�DP�
(QGH� GHU� :HLPDUHU� 5HSXEOLN� IDNWLVFK�
ZLHGHU�DEJHVFKDIIW�³��%DOVHQ�X�D���������
����
8QWHU� GHP� FKULVWOLFKHQ� *HZHUNVFKDIWHU�
XQG�=HQWUXPVSROLWLNHU�+HLQULFK�%U�QLQJ��
GHU�YRP�����0lU]������ELV�]XP����-XQL�
����� 5HLFKVNDQ]OHU� ZDU�� GUDQJ� GLH�
5HJLHUXQJ�DXI�PHKU�=XU�FNKDOWXQJ�LQ�GHU�
/RKQSROLWLN� VRZLH� EHL� GHQ� 6WDDWVDXV�
JDEHQ��ZRYRQ�PDQ� VLFK� HLQH� 6DQLHUXQJ�
GHV�%XGJHWV�XQG�HLQH�5HDNWLYLHUXQJ�GHU�
:LUWVFKDIW� YHUVSUDFK�� 'LHVH� OLWW� DEHU�
XQWHU� GHU� IHKOHQGHQ� 1DFKIUDJH�� GLH� ]X�
GHQ� Q|WLJHQ� (UZHLWHUXQJVLQYHVWLWLRQHQ�
XQG� GDPLW� QHXHQ� $UEHLWVSOlW]HQ� KlWWH�
I�KUHQ� N|QQHQ�� %U�QLQJ� KRIIWH� DXI� GLH�
Ä6HOEVWKHLOXQJVNUlIWH³� GHV� 0DUNWHV��
ZlKUHQG� GDV� *HOG� I�U� .RQMXQNWXU�
SURJUDPPH� QDFK� VHLQHU� $QVLFKW� IHKOWH��
0LW� GHU� 6FKZlFKXQJ� GHV� 7DULI�� XQG�
6FKOLFKWXQJVZHVHQV�� GHP� $EEDX� GHU�
$UEHLWVORVHQYHUVLFKHUXQJ� XQG� GHU� DOV�
Ä6RQGHURSIHU� GHV� |IIHQWOLFKHQ� 'LHQVWHV³�

GHNODULHUWHQ� 6HQNXQJ� YRQ� %HDPWHQJH�
KlOWHUQ� XQG� �SHQVLRQHQ� EHJDQQ� XQWHU�
%U�QLQJ� HLQ� 5�FN]XJ� GHV� 6R]LDOVWDDWHV��
GHU� GLH� 'HPRNUDWLH� XQWHUJUXE� XQG� GHQ�
:HJ� ]XU� 16�'LNWDWXU� HEQHWH�� (LQH� I�U�
([SRUWEUDQFKHQ� YRUWHLOKDIWH� 'HIODWLRQV�
SROLWLN� YHUVFKlUIWH� GLH� :LUWVFKDIWV�� XQG�
%HVFKlIWLJXQJVNULVH��
9RUVFKOlJH�� PLW� GHQHQ� 8QWHUQHKPHU�
YHUElQGH� XQG� HWDEOLHUWH� 3ROLWLNHU� KHXWH�
GDV�6\VWHP�GHU�VR]LDOHQ�6LFKHUXQJ�ÄYHU�
VFKODQNHQ³�ZROOHQ��JOHLFKHQ�GHQ�GDPDOV�
GLVNXWLHUWHQ� E]Z�� HUJULIIHQHQ� 0D�QDK�
PHQ�WHLOZHLVH�ELV�LQV�'HWDLO��'LHV�JLOW�]�%��
I�U� GLH� 5HIRUP� GHV� )|GHUDOLVPXV�� GHQ�
%�URNUDWLHDEEDX�� GLH� 6FKZlFKXQJ� GHV�
7DULIYHUWUDJVV\VWHPV�� GLH� (UOHLFKWHUXQJ�
YRQ�.�QGLJXQJHQ�XQG�GLH�/LEHUDOLVLHUXQJ�
GHV�/DGHQVFKOXVVHV��PLW�GHQHQ�PDQ�GLH�
:LUWVFKDIW�E]Z��LKUH�.RQNXUUHQ]IlKLJNHLW�
DXI� GHP� :HOWPDUNW� VWlUNHQ� ZROOWH��
JHQDXVR� ZLH� I�U� /RKQ�� E]Z�� *HKDOWV�
VHQNXQJHQ��XQWHU�GHQHQ�GLH�%LQQHQNDXI�
NUDIW�]X� OHLGHQ�KDWWH��XQG�GLH�9HUOlQJH�
UXQJ�GHU�:RFKHQDUEHLWV]HLW��
%U�QLQJV�QXU�HLQ�KDOEHV�-DKU�ODQJ�DPWLH�
UHQGHU� 1DFKIROJHU� )UDQ]� YRQ� 3DSHQ�
VW�W]WH�VLFK�XQYHUKRKOHQ�DXI�9RUVFKOlJH�
GHU��6FKZHU��,QGXVWULH��GLH�HLQH�(QWUHFK�
WXQJ� GHU� DEKlQJLJ� %HVFKlIWLJWHQ� XQG�
HLQH�(QWPDFKWXQJ� LKUHU�*HZHUNVFKDIWHQ�
DQVWUHEWH�� hEHUHLQVWLPPHQG� HUNOlUWHQ�
EHLGH� 5HLFKVNDQ]OHU� ]ZDU�� GHQ� 6R]LDO�
VWDDW� GXUFK� 5HIRUPHQ� LQ� GHU� 6XEVWDQ]�
HUKDOWHQ� ]X� ZROOHQ�� GHPRQWLHUWHQ� LKQ�
DEHU� 6FKULWW� XP� 6FKULWW�� ZDV� VHLQHU�
ZHLWHUHQ� =HUVW|UXQJ� HKHU� 9RUVFKXE�
OHLVWHWH��Ä%U�QLQJ�XQG�YRQ�3DSHQ�IROJWHQ�
GHU�VLFK�YHUVWlUNW�SROLWLVFK�]X�:RUW�PHO�
GHQGHQ� QHRNODVVLVFKHQ� :LUWVFKDIWV�
WKHRULH��ZRQDFK�GHU�6WDDW�QXU�GLH�2SWLRQ�
KDEH�� VHLQH� $XVJDEHQ� GHU� LPPHU�
UHVWULNWLYHUHQ�(LQQDKPHVHLWH�DQ]XSDVVHQ�
XQG� GDEHL� GXUFK� 6WHXHU]XU�FNKDOWXQJ�
JHJHQ�EHU�GHU�:LUWVFKDIW��JHULQJH�/|KQH�
XQG� 6R]LDODEJDEHQ� GLH� $QJHERWVEHGLQ�
JXQJHQ� GHU� :LUWVFKDIW� ]X� YHUEHVVHUQ�³�
�%RHFNK�X�D�������������

 
Die sozialpolitische Agonie der Weimarer Republik begann mit einer Kontroverse um die 
Sanierung der Arbeitslosenversicherung. Sowohl zwischen den gesellschaftlichen 
Interessengruppen bzw. den Verbänden von Unternehmern und Beschäftigten wie auch 
zwischen den Gebietskörperschaften war heftig umstritten, wem die enormen Kosten der 
Massenarbeitslosigkeit aufgebürdet werden sollten. Das deutsche Unterstützungssystem war 
dreigliedrig: Versicherte, die erwerbslos wurden, erhielten zunächst höchstens 26 Wochen 
lang Arbeitslosenhilfe (Hauptunterstützung) und Familienzuschläge für ihre engsten 
Angehörigen. Danach gab es im Falle der Bedürftigkeit gleichfalls 26, später sogar 52 
Wochen lang Krisenfürsorge, bevor die allgemeine Wohlfahrt (der Gemeinden) einsprang. 
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Während das Reich erwerbsfähige Arbeitslose unterstützte, die keine Versicherungsleistungen 
mehr erhielten, oblag den Gemeinden die Wohlfahrtsunterstützung, in deren Genuss nicht 
oder nur eingeschränkt Erwerbsfähige kamen. Man sprach von 
Hauptunterstützungsempfängern, Krisenfürsorgeempfängern und Wohlfahrtserwerbslosen. 
„Schon 1932 fiel etwa die Hälfte aller offiziell arbeitslos gemeldeten Arbeiter und 
Angestellten unter die Wohlfahrtserwerbslosen, also unter jene Gruppe, der es – örtlich 
variierend – am weitaus schlechtesten ging.“ (Falter, 1991: 292) 
 
,QQHUKDOE� GHV� GUHLJOLHGULJHQ� 6\VWHPV�
NDP� HV� ]X� 8PVFKLFKWXQJHQ�� GLH�
)LQDQ]LHUXQJVVFKZLHULJNHLWHQ�
HQWVSUDFKHQ�� DEHU� DXFK� XQWHUVFKLHG�
OLFKHQ�,QWHUHVVHQODJHQ�GHU�+DXSWDNWHXUH�
XQG� 0DFKWYHUVFKLHEXQJHQ� HQWVSUDQJHQ��
GLH� QLFKW� ]XOHW]W� GHU� VWHLJHQGHQ�
$UEHLWVORVLJNHLW� JHVFKXOGHW� ZDUHQ�� *DE�
HV� DQIDQJV� VRJDU� %HP�KXQJHQ�� GLH�
NRPPXQDOH� (UZHUEVORVHQ�� LQ� GHU�
VWDDWOLFKHQ� XQG� WHLOZHLVH� DXV�
9HUVLFKHUXQJVPLWWHOQ� ILQDQ]LHUWHQ�
.ULVHQI�UVRUJH� DXIJHKHQ� ]X� ODVVHQ��
GRPLQLHUWHQ� XQJHIlKU� VHLW� GHP�
-DKUHVZHFKVHO� �������� %HVWUHEXQJHQ��
GLH� .ULVHQXQWHUVW�W]XQJ� PLW� GHU�
:RKOIDKUWVI�UVRUJH� XQWHU� HLQKHLWOLFKHU�
9HUZDOWXQJ� GHU� *HPHLQGHQ� ]X�
YHUVFKPHO]HQ�� $P� (QGH� GHV� ]XOHW]W�
JHQDQQWHQ� -DKUHV� NXUVLHUWHQ� 3OlQH� GHU�
.RPPXQHQ� ZLH� GHU�
$UEHLWJHEHUYHUElQGH�� DOOH� =ZHLJH� GHV�
EHVWHKHQGHQ�8QWHUVW�W]XQJVV\VWHPV�DXI�
GHU�*UXQGODJH�GHV��I�U�GLH�(UZHUEVORVHQ�
NDUJHQ� XQG� VLH� HQWUHFKWHQGHQ��
)�UVRUJHSULQ]LSV�]XVDPPHQ]XOHJHQ��0DQ�
I�KUWH� ]XU� %HJU�QGXQJ� GLH� PDQJHOQGH�
7UDQVSDUHQ]�XQG�GLH�6FKZHUIlOOLJNHLW�GHV�
JHJOLHGHUWHQ� 6\VWHPV� VRZLH� GLH�

.RVWVSLHOLJNHLW�HLQHU�9HUVLFKHUXQJVO|VXQJ�
DQ��
'D� GLH� $UEHLWVORVHQ� ZHJHQ� GHU�
:LUWVFKDIWVNULVH� LPPHU� VFKQHOOHU� �DXV�
GHU� VWDDWOLFKHQ� .ULVHQI�UVRUJH��
ÄDXVJHVWHXHUW³� ZXUGHQ�� VWLHJHQ� GLH�
ILQDQ]LHOOH� %HODVWXQJ� XQG� GLH�
9HUVFKXOGXQJ� GHU� .RPPXQHQ� VHLW�
�������� JDQ]� HQRUP�� Ä'HU� *UXQGVDW]��
DOOH� DUEHLWVIlKLJHQ�$UEHLWVORVHQ� YRQ� GHU�
JHPHLQGOLFKHQ� )�UVRUJH� IHUQ]XKDOWHQ��
]HUEUDFK� ������ DQ� GHU� )LQDQ]ODJH� GHV�
5HLFKV��'DPLW�ZXUGH�GLH�)LQDQ]NULVH� LP�
5HLFKVKDXVKDOW� ]ZDQJVOlXILJ� XQG�
XQPLWWHOEDU� LQ� GLH� +DXVKDOWH� GHU�
*HPHLQGHQ� KLQHLQJHWUDJHQ�³� �3UHOOHU��
������ ����� 6RZRKO� GLH� |IIHQWOLFKH�
5HIRUPGHEDWWH� ZLH� DXFK� GLH�
5HJLHUXQJVSROLWLN�YHUVFKREHQ�VLFK�LPPHU�
VWlUNHU� YRQ� HLQHU� )XVLRQ� GHU� EHLGHQ�
)�UVRUJHV\VWHPH� DXI� GHP� �QLHGULJHUHQ��
1LYHDX� GHU� :RKOIDKUWVKLOIH� LQ� 5LFKWXQJ�
HLQHU� 3UHLVJDEH� GHV�
9HUVLFKHUXQJVSULQ]LSV��'H]HQWUDOLVLHUXQJ�
XQG� .RPPXQDOLVLHUXQJ� GHU�
$UEHLWVORVHQXQWHUVW�W]XQJ� I�KUWHQ� IDVW�
]ZDQJVOlXILJ� ]X� HLQHU� VR]LDOHQ�
1LYHOOLHUXQJ� QDFK� XQWHQ�� GLH� GDPLW�
PHLVWHQWHLOV� DXFK� EH]ZHFNW� ZDU�

 
 
In der ersten Verordnung des Reichspräsidenten „zur Behebung finanzieller, wirtschaftlicher 
und sozialer Notstände“, die einen Monat nach Auflösung des Parlaments am 26. Juli 1930 
erlassen wurde, ergänzten sich Steuererhöhungen einerseits sowie Leistungskürzungen im 
Bereich der Arbeitslosen- und Krankenversicherung andererseits. Obwohl das zuständige 
Reichsarbeitsministerium noch einen weiteren Ausbau der Krankenversicherung 
vorgeschlagen hatte, dominierten „Sparbemühungen“, die eine Mehrbelastung der 
Versicherten durch eine Krankenscheingebühr und einen Arzneimittelbeitrag hervorbrachten 
(vgl. ebd.: 472). Eine weitere Notverordnung vom 1. Dezember 1930 beinhaltete u.a. eine 
Erhöhung der Tabaksteuer, während die Vermögen-, Grund- und Gewerbesteuer gesenkt 
wurden. 
 
Kurzfristig wurde im Frühjahr 1931 eine meist nach ihrem Vorsitzenden, dem früheren 
langjährigen Arbeitsminister Heinrich Brauns benannte „Gutachterkommission zur 
Arbeitslosenfrage“ gebildet (vgl. hierzu und zum Folgenden: Berringer, 1999: 240 f.). Ihre 
zehn Mitglieder, die innerhalb weniger Monate drei Berichte (zur Arbeitszeitfrage und zum 
sog. Doppelverdienertum, zur Arbeitsbeschaffung sowie zur Arbeitslosenhilfe) unterbreiteten, 
ohne damit viel Wirkung zu erzielen, kamen aus Verwaltung und Wissenschaft. Dies kann als 
weiteres Indiz dafür gelten, dass immer stärker expertokratisch statt demokratisch agiert und 
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am Parlament vorbei regiert wurde. Statt die Vorlage sämtlicher Gutachten abzuwarten und 
die Abgeordneten damit zu befassen, brachte die Reichsregierung eine weitere Notverordnung 
„zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen“ auf den Weg, die am 5. Juni 1931, an eben 
jenem Tag, als die Sachverständigenkommission ihr letztes Einzelgutachten herausgab, 
erlassen wurde. Sie enthielt ein ganzes Paket drastischer Kürzungen bei der Arbeitslosenhilfe 
und der Krisenfürsorge, die Einführung der Bedürftigkeitsprüfung für Frauen und 
Jugendliche, eine Verlängerung der Wartezeiten sowie eine Begrenzung der 
Anrechnungszeiten für die Leistungsfestsetzung. 
 
Nach dem Zusammenbruch der österreichischen Credit-Anstalt am 11. Mai 1931 geriet 
Deutschland in den Strudel einer internationalen Banken- und Währungskrise, die das Heer 
der Arbeitslosen überall weiter vergrößerte. Je weniger sie Herr der riesigen ökonomischen 
und sozialen Probleme waren, umso häufiger griffen die Präsidialregime zum Mittel der 
Notverordnung. Sukzessive setzten sie das (damals noch wenig entwickelte) System der 
sozialen Sicherung außer Kraft, kündigten allerdings bei jeder Reformmaßnahme an, nach 
diesem für Großteile der Bevölkerung schmerzhaften Eingriff werde die Wirtschaft wieder 
Tritt fassen. Ludwig Preller, der das Standardwerk zur Geschichte der Weimarer Sozialpolitik 
verfasste und die Konjunkturabhängigkeit solcher Aktivitäten des Staates in einer 
kapitalistischen Gesellschaft hervorhob, erklärte die damalige Demontage des 
Wohlfahrtsstaates in erster Linie mit dem dramatischen Beschäftigungsrückgang und einer 
daraus resultierenden Schwäche der Gewerkschaften im Kampf gegen die Großindustrie. 
„Wirtschaftsschläge wie der Bankenkrach von 1931, die Weltwirtschaftskrise und die 
ungeheuerliche Entwicklung der Arbeitslosigkeit mußten sich unter diesen Umständen 
katastrophal für die Weimarer Sozialpolitik auswirken, sie trafen schließlich nicht zuletzt über 
die Sozialpolitik den Nerv der Weimarer Demokratie.“ (Preller, 1949: 512) 
 
Alfred Hugenberg, Medienzar und Führer der Deutschnationalen, schaltete im Februar 1932 
mehrere Zeitungsannoncen mit der Aussage „Sozial ist, wer Arbeit schafft“. In einer 
Rundfunkansprache zur Reichstagswahl sagte Hugenberg am 28. Juli desselben Jahres, 
Sozialismus sei gleichbedeutend mit Erwerbslosigkeit; ein „gesunder Staat“ habe dagegen 
auch „eine gesunde Wirtschaft“, woraus Hugenberg (1932) schloss: „Derjenige ist wirklich 
und wahrhaft sozial, der Arbeit schafft.“ Fast wörtlich fand dieser Satz über 70 Jahre später 
auf Betreiben der von Metallindustriellen finanzierten „Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft“ großen Anklang bei etablierten Politikern und Parteien. So stellte der 
nordrhein-westfälische CDU-Vorsitzende Jürgen Rüttgers seinen Landtagswahlkampf im 
Frühjahr 2005 unter das Motto „Sozial ist, was Arbeit schafft“. Es handelt sich dabei im 
Grunde um eine Sklavenhalterideologie, die Arbeit aus ihren sozialen Bezügen herauslöst und 
verabsolutiert. Gar nicht mehr gestellt wird die Frage nach dem Sinngehalt von Lohnarbeit, 
den Arbeitsbedingungen und der Entlohnung, vom Anspruch der Stellenbewerber/innen auf 
Berufs- und Qualifikationsschutz ganz zu schweigen. 
 
Am 14. Juni 1932 höhlte Reichskanzler von Papen das Unterstützungssystem für Arbeitslose 
weiter aus, ohne es allerdings formal abzuschaffen. Durch die „Verordnung des 
Reichspräsidenten über Maßnahmen zur Erhaltung der Arbeitslosenhilfe und der 
Sozialversicherung sowie zur Erleichterung der Wohlfahrtslasten der Gemeinden“ wurden die 
Struktur (Einführung der Bedürftigkeitsprüfung in die Arbeitslosenversicherung) und das 
Leistungsniveau der drei Systeme noch mehr angeglichen. Papen bediente sich desselben 
Mittels wie sein Vorgänger, um den noch von diesem gegründeten Freiwilligen Arbeitsdienst 
(besonders für Jugendliche) auszuweiten, den Versicherungscharakter der 
Arbeitslosenversicherung de facto aufzuheben und die Selbstverwaltung der Reichsanstalt zu 
stutzen. Ludwig Preller (1949: 521) sah darin die Verwirklichung des Kanzlerwunsches nach 
einer autoritären Führung: 
 



Ä*HGHQNW� PDQ� VFKOLH�OLFK� QRFK� GHV�
9RUJHKHQV� 3DSHQV� ]XU� /RFNHUXQJ� GHU�
7DULIYHUWUlJH��DOVR�DXI�%HVHLWLJXQJ�HLQHV�
HQWVFKHLGHQGHQ� )DNWRUV� GHU� :HLPDUHU�
6R]LDOSROLWLN�� VR� ZLUG� HUVLFKWOLFK�� LQ� ZLH�

KRKHP�0D�H�VLFK�3DSHQ�]XP�9ROOVWUHFNHU�
GHU� %HVWUHEXQJHQ� GHU� 6FKZHULQGXVWULH�
JHJHQ� GDV� :HVHQ� GHU� :HLPDUHU�
6R]LDOSROLWLN� PDFKWH�³

 
Werner Abelshauser (1989: 19) beschreibt, wie sich der soziale Abstieg einer 
durchschnittlichen Familie gestaltete: 
 
Ä(LQ� DUEHLWVORVHU� )DFKDUEHLWHU� PLW� GUHL�
$QJHK|ULJHQ� HUKLHOW� LP� 6RPPHU� �����
QDFK� HLQHU� :DUWH]HLW� YRQ� ��� 7DJHQ�
Z|FKHQWOLFK� UXQG� ����� 50� XQG� GDPLW�
HWZD� ��� Y+� VHLQHV� ]XYRU� YHUGLHQWHQ�
/RKQHV�� *HJHQ�EHU� GHP� ����� HU]LHOWHQ�
(LQNRPPHQ� NDP� GLHV� HLQHP� UHDOHQ�
.DXINUDIWYHUOXVW�YRQ�HWZD����Y+�JOHLFK��
1DFK� ���:RFKHQ�ZXUGH� GHU� $UEHLWVORVH�

DXV�GHU�9HUVLFKHUXQJ�ÃDXVJHVWHXHUWµ�XQG�
EH]RJ� LQ� GHU� 5HJHO� I�U� ���:RFKHQ� YRQ�
GHU� .ULVHQI�UVRUJH� HLQH� QRFK� JHULQJHUH�
8QWHUVW�W]XQJ�� ELV� HU� VFKOLH�OLFK� ]XP�
Ã)DOOµ� I�U� GLH� NRPPXQDOH�
(UZHUEVORVHQZRKOIDKUW� ZXUGH�� GHUHQ�
6lW]H� VLFK� DQ� GLHMHQLJHQ� GHU�
$UPHQI�UVRUJH�DQOHKQWHQ�³�

 
Die (dem heutigen Arbeitslosengeld entsprechende) Arbeitslosenhilfe erhielten am Ende 

nicht einmal mehr 10 Prozent der registrierten Erwerbslosen, während die mit dem heutigen 
Arbeitslosengeld II vergleichbare, ursprünglich als Brücke zwischen Arbeitslosenhilfe und 
Armenfürsorge gedachte Krisenunterstützung das Niveau der Fürsorgeleistung nicht mehr 
überschreiten durfte (vgl. Döring, 2004: 27). 

Damals wollte man die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie durch eine 
„Sparpolitik“ bei den Löhnen und in den öffentlichen Haushalten wiederherstellen bzw. 
spürbar erhöhen. Als das nur noch halbdemokratische Regierungs- und Parteiensystem diese 
Aufgabe gegen Ende der Weimarer Republik trotz drastischer Beschneidung vieler 
Sozialleistungen nicht erfüllte, drängten einflussreiche Industrie- und Bankenkreise auf eine 
Kabinettsbeteiligung der NSDAP, die am 31. Juli 1932 zur stärksten Partei geworden war und 
ihren größten Wahlsieg gefeiert, bei der Novemberwahl desselben Jahres aber schon wieder 
Stimmen verloren hatte. Generalleutnant Kurt von Schleicher, der Reichspräsident Paul von 
Hindenburg sehr nahe und für eine „Querfrontstrategie“ (Bündnis aller im 
nationalkonservativen Sinne „wohlmeinenden“ Kräfte, unabhängig von deren 
Lagerzugehörigkeit) stand, setzte in seiner kurzen, nur vom 3. Dezember 1932 bis zum 30. 
Januar 1933 dauernden Amtszeit keine sozialpolitischen Akzente mehr. Mit dem 
Wohlfahrtsstaat, der schrittweise demontiert und umstrukturiert worden war, starb auch die 
Demokratie, wie der Sozialstaat im „Dritten“ bzw. „Großdeutschen Reich“ nur noch ein 
Schatten seiner selbst war (vgl. hierzu: Butterwegge, 2006: 59-63). 
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